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GEMEINSAM. SOZIAL . FÜR NRW.

Prüfsteine zur Landtagswahl
Was eine gelungene oder eine verfehlte Sozialpolitik erreicht oder an-
richtet, erfahren die Wohlfahrtsverbände täglich. Unter dem Motto „Ge-
meinsam. Sozial. Für NRW.“ fordern sie mit Wahlprüfsteinen die Parteien 
auf, zu drängenden sozialen Fragen in NRW Stellung zu beziehen.

D ie künftige Landesregierung muss sich 
vielen grundsätzlichen Anforderun-

gen, aber auch zahlreichen Aufgaben im 
Detail stellen, wenn die Lebensverhältnisse 
in unserem Land nachhaltig sozialer und 
gerechter gestaltet werden sollen“, sagte 
Andreas Johnsen, Vorsitzender der Landes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege (LAG) in NRW.

Mit einem umfangreichen Katalog aus 
sozialpolitischen Positionen und Forderun-
gen wollen die Wohlfahrtsverbände zur 
Landtagswahl im Mai mit den politischen 
Parteien in einen konstruktiven Dialog tre-
ten. Die Wohlfahrtsverbände betonen darin 
den Wert der Vielfalt, den Vorrang der Initi-
ative von unten und die Notwendigkeit des 
sozialen Ausgleichs in der Gesellschaft. 

Priorität Armutsbekämpfung
Die Verbände registrieren die Sorgen vieler 
Bürger vor weiterem Flüchtlingsdruck an-
gesichts globaler Machtverschiebungen. 
Auch Ängste, dass Land, Kommunen und 
freie Träger mit der Integration der vielen 
Geflüchteten überfordert sind, sprechen sie 
an. In sozial- und gesellschaftspolitischen 
Grundsätzen, die dem sozialpolitisch-fach-
lichen Forderungskatalog vorangestellt 
sind, betonen die Verbände daher Grund-
sätzliches: Es gelte, die Gesellschaft zusam-
menzuhalten und sie auf Basis durchgän-
gig greifender sozialer Unterstützungs-  und 
Hilfsangebote stark zu machen gegen Po-

pulisten und destruktive, radikale Kräfte. 
Die Armutsbekämpfung müsse zum we-
sentlichen Merkmal des sozialstaatlichen 
Handelns gemacht werden. Dadurch könne 
das schwindende Vertrauen in die Bin-
dungskraft und die Leistungsfähigkeit der 
politischen und sozialen Institutionen wie-
der gestärkt werden. Eigenverantwortung 
des Einzelnen funktioniere nur dann, wenn 
gesellschaftliche Teilhabe, Chancengerech-
tigkeit und die Förderung der Hilfe zur 
Selbsthilfe gewährleistet seien, heißt es.

Minderheitenrechte anerkennen
Damit nehmen die Wohlfahrtsverbände 
explizit Bezug auf die Flüchtlings- und Si-
cherheitsdebatte. Hier gilt für die Freie 
Wohlfahrtspflege der uneingeschränkte 
Grundsatz, dass die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde und der Schutz der unver-
äußerlichen Grund- und Menschenrechte 
für alle Menschen gelten, die in diesem 
Land dauerhaft oder vorübergehend leben, 
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
oder ihrem Aufenthaltsstatus. Gleichzeitig 
macht die Freie Wohlfahrtspflege deutlich, 
dass das Recht auf freie Ausübung der Reli-
gion auch dazu verpflichtet, die Grundrech-
te der Glaubens- und Gewissensfreiheit, die 
persönliche Unversehrtheit anderer zu res-
pektieren und die Rechte von Minderheiten 
anzuerkennen. 

In den 90 einzelnen „Wahlprüfsteinen“ 
geht es unter anderem um Bildungsgerech-
tigkeit, Integration, die Qualitätsverbesse-
rung in der pflegerischen Versorgung, Maß-
nahmen gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung oder auch die nachhaltige 
Förderung von Sucht- und Schuldnerbera-
tungsstellen, Jugendsozi-
alarbeit oder Arbeitslosen-
zentren. 

 Kommentar auf S. 3

 www.freie-wohlfahrts- 

 pflege-nrw.de

02/17

 Die Wohlfahrtsverbände suchen den 

tDialog vor der Landtagswahl 

STELLTEN DIE Wahlprüfsteine der Öf-

fentlichkeit vor (v. l.): Dr. Frank Joh. Hensel 

(Caritas), Andreas Johnsen (LAG-Vorsitzender/

AWO) und Hermann Zaum (Der Paritätische)

Foto: Weber/LAG FW

 caritas-nrw.de/nachrichten
 facebook.de/caritas_in_NRW
 redaktion@caritas-nrw.de
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STÄRKUNG DER OFFENEN GANZTAGSSCHULE

Gute OGS darf keine Glückssache 
sein!
Die Qualität der Ganztagsschulen hängt vorrangig von den freiwilligen 
Leistungen der einzelnen Kommunen ab. Große regionale Ungleichhei-
ten bei Finanzierung, Ausstattung und Qualität sind die Folge.

O ffene Ganztagsschulen (OGS) sollen 
sowohl ein umfassendes und ganz-

heitliches Bildungs- und Erziehungsangebot 
als auch ein verlässliches Betreuungs- und 
Förderangebot für alle Schülerinnen und 
Schüler in NRW bieten. Etwa 80 Prozent der 
OGS werden von Trägern der Freien Wohl-
fahrtspflege geführt. Weil sie die aktuellen 
Rahmenbedingungen für den Offenen 
Ganztag für den Anforderungen nicht ent-
sprechend halten, haben die Wohlfahrtsver-
bände am 8. März eine Kampagne für ein-
heitliche Standards und eine sichere 
Finanzierung gestartet.

„Damit die schlechte Finanzierung 
nicht immer mehr Träger vor die Wahl 
stellt, weniger Leistung anzubieten oder 
aus dem Offenen Ganztag aussteigen zu 
müssen, brauchen wir dringend bessere 
Rahmenbedingungen für dieses Bildungs-
angebot. Unsere Kinder müssen es uns 
wert sein“, sagt der Kölner Diözesan-Cari-
tasdirektor Dr. Frank Joh. Hensel.

In einem Positionspapier hat die LAG 
Freie Wohlfahrtspflege detaillierte Kosten-
kalkulationen und Beispielrechnungen für 
die OGS vorgelegt. Danach beträgt das jähr-
liche Defizit einer OGS mit sechs Gruppen 
(150 Kinder) rund 220000 Euro. Dabei han-
delt es sich um ein Kernangebot mit 
4,5 Stunden täglicher Betreuung. 

Der vor 14 Jahren eingeführte Offene 
Ganztag ist längst schon keine reine Über-
mittagsbetreuung mehr. Vielmehr stellt er 
ein ganzheitliches Begleiten junger Men-
schen in einer Lebensphase dar, in der sie 
intensiv nach Orientierung suchen. 

Die Qualität der Ganztagsschulen hän-
ge aktuell maßgeblich von den freiwilligen 
Leistungen der Kommunen ab, kritisiert 
Hensel. Große regionale Ungleichheiten 
mit Blick auf die Finanzierung, Standards 
und Strukturen seien die Folge. Das Land 
NRW müsse eine angemessene Finanzie-
rungsgrundlage für Ganztagsschulen ge-
währleisten, damit Bildungsqualität und 
Chancen landesweit vergleichbar seien.

„Die schlechte Finanzierung der OGS 
baut kräftig am deutschen Armutszeugnis 
mit, wonach der Bildungserfolg der Kinder 
an ihre soziale Herkunft gekoppelt ist“, be-
tonte Hensel. 
   www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de

Es geht um 
die Kinder in 
der OGS

D ie OGS-Kampagne der Freien 
Wohlfahrtspflege ist notwendig. 

Die Rahmenbedingungen für die OGS, 
die das Ministerium für Schule und 
Weiterbildung per Runderlass vor-
schreibt, sind unzureichend. Möglichst 
alle Offenen Ganztagsschulen der LAG 
sollen mit dieser Kampagne auf ihre 
Problematik vor Ort aufmerksam ma-
chen, um eine grundlegende Verbesse-
rung herbeizuführen.

Für die OGS liegen nach wie vor 
keine ausreichenden fachlichen Stan-
dards und keine gesetzlichen Regelun-
gen vor. Obwohl die Landesregierung 
die Fördersätze für die Offene Ganz-
tagsschule 2016 erhöht hat, ist die Fi-
nanzierung der Angebote für die Trä-
ger nicht auskömmlich.

In vielen Offenen Ganztagsschu-
len gibt es lange Wartelisten, da ein 
Ausbau nicht möglich ist. Es werden zu 
wenige ausgebildete Fachkräfte einge-
setzt, weil die Finanzierung es nicht 
hergibt und weil das Land keine Stan-
dards vorschreibt. Einige Caritas-Trä-
ger mussten deswegen bereits ihre 
Angebote dichtmachen. Man kann 
und will fachliche Ansprüche nicht 
meilenweit unterschreiten. 

Das ist umso bedauerlicher, weil 
Offene Ganztagsschulen gerade auch 
für benachteiligte Kinder einen wichti-
gen Beitrag zu einer umfassenden und 
ganzheitlichen Förderung der Bildung, 
Erziehung und Betreuung leisten kön-
nen. Mit dem Grundfestbetrag des 
Landes und einem festgelegten Eigen-
anteil der Kommune hängt die Quali-
tät der Ganztagsschulen letztendlich 
von den zusätzlichen finanziellen Leis-
tungen der Kommunen bzw. Kreise ab. 

Die Kampagne ist ein wichtiger po-
litischer Schritt in die Öffentlichkeit. 
Das Ziel ist es, bessere Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um den Offenen 
Ganztag zu stärken. 

SIMONE SEGIN

 S.Segin@caritas-paderborn.de

Offene Ganztagsschulen bieten ein 

umfassendes und ganzheitliches Bildungs-, 

Erziehungs-, Betreuungs- und Förderangebot.

Foto: Zelck
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Soziale Gerechtigkeit 
ist kein Zufall 

W as hält unsere Gesellschaft zusammen? Danach fragte die 
Bertelsmann-Stiftung vor einiger Zeit in einer Studie. Im 

Ergebnis steht da ein niedriges Armutsrisiko ganz vorn neben 
dem Wunsch nach einem hohen Bruttoinlandsprodukt und ei-
nem urbanen Lebensumfeld mit einer guten Altersverteilung in 
der Bevölkerung. In Regionen, in denen diese Kriterien erfüllt 
sind, ist der Gemeinsinn am höchsten. 

Dabei ist es nicht der „Wohlstand für alle“, der den Zusam-
menhalt sichert, weil es so vielen Menschen gut geht. Wichtig ist 
vor allem das Vertrauen darauf, dass es im Wesentlichen sozial 
gerecht zugeht. Wo die Zustände Karrieren und persönliche Le-
bensentwürfe zerstören, da helfen allgemeine Wohlstandsphi-
losophien nicht weiter; die betroffenen Menschen fühlen sich 
abgehängt, sie empfinden ihre Situation als ungerecht und ver-
lieren ihre Hoffnungen in das politische System.

Das Vertrauen in eine verlässliche soziale Gerechtigkeit hat 
eine hohe subjektive Komponente. Es geht also um eine persön-
lich wahrgenommene Gerechtigkeit, die deutlich mehr als das 
ökonomische Auskommen betrifft. Genau das macht dieses 
Feld so anfällig für Populisten und Vereinfacher mit ihren plum-

pen Behauptungen. Genau wie Armut ist auch soziale Gerech-
tigkeit kein Zufall, der den einen trifft und den anderen vielleicht 
nicht. Beides hat viel mit mangelnder politischer Entschieden-
heit und falscher Prioritätensetzung zu tun – und ist damit poli-
tisch veränderbar. 

Armut ist heilbar, soziale Gerechtigkeit durchsetzbar – das ist 
die Botschaft der Wahlprüfsteine der Wohlfahrtsverbände in 
NRW. Dahinter steht ein Instrumentenkasten aus Positionen 
und Forderungen, deren Einlösung zu einer sozial gerechteren 
Politik beiträgt. Die politischen Parteien und ihre Kandidatinnen 
und Kandidaten müssen sich zu diesen Forderungen positionie-
ren. Daran wird zu messen sein, wie ernst sie es meinen mit dem 
sozialen Zusammenhalt in unserem Bundesland der Vielfalt.  

Diese Vielfalt kennzeichnet uns längst und steht dem gesell-
schaftlichen Zusammenhalt keineswegs im Weg, im Gegenteil: 
Sie fördert ihn sogar – auch das steht in der Bertelsmann-Studie. 
In den Bundesländern mit den höchsten Ausländeranteilen hal-
ten die Bürger am engsten zusammen und setzen sich füreinan-
der ein. Diese Erkenntnis widerspricht den einschlägigen popu-
listischen Parolen. 

DR. FRANK JOH. HENSEL

CARITASDIREKTOR ERZBISTUM KÖLN

 presse@caritasnet.de

ZUSAMMEN SIND WIR NRW

Köln: Kampagne zur Wahl
„Zusammenhalten für NRW“ – so lautet der programmatische Titel einer 
Kampagne der Caritas im Erzbistum Köln im Vorfeld der nordrhein-west-
fälischen Landtagswahl am 14. Mai.

T ransportiert wird diese Botschaft über 
Plakate, vor allem aber über eine Bier-

deckel-Serie. Insgesamt acht verschiedene 
Bierdeckel-Motive zeigen jeweils ein Viertel 
eines Gesichts; sie lassen sich zu viert zu-
sammenlegen und ergeben dann ein Ge-
samtbild mit Botschaft. Insgesamt werden 
10000 Bierdeckel produziert, die über die 
Orts- und Fachverbände im Erzbistum Köln 
verteilt werden. Auf der Rückseite der Bier-
deckel werden die Betrachter aufgefordert, 
selbst Fotos zu machen und auf einer Web-
seite hochzuladen

Die Caritas im Erzbistum Köln setzt da-
mit ein Signal für eine solidarische und ge-
rechte Gesellschaft. Alle Menschen sollen 
Lebensperspektiven entwickeln können 
und Teilhabechancen haben. Dazu gehört, 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
stärken und den sozialen Frieden in 
Deutschland und NRW zu fördern. 

Es ist eine Mitmach-Kampagne: selbst 
Fotos machen und hochladen unter:
 www.zusammen-NRW.de

ASYLRECHT NICHT AUSHÖHLEN

Kritik an Abschiebungen 
nach Afghanistan

Der Flüchtlingsbeauftragte des Erzbistums 
Paderborn, Domkapitular Dr. Thomas Witt, 
hält Abschiebungen nach Afghanistan an-
gesichts der gegenwärtigen Sicherheitslage 
in diesem Land für nicht konform mit dem 
geltenden Asylrecht in Deutschland. „Laut 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio-
nen ist Afghanistan eindeutig kein sicheres 
Herkunftsland“, betont Dr. Witt, der zu-
gleich Vorsitzender des Caritasverbandes 
für das Erzbistum Paderborn ist. Der 
UNHCR hatte in seinem jüngsten Lagebe-
richt von einer desaströsen Sicherheitslage 
gesprochen, die sich im zweiten Halbjahr 
2016 verschlechtert habe. Selbst das Aus-
wärtige Amt rate seit Ende 2016 dringend 
von Reisen nach Afghanistan ab. 

 „Niemand darf nach deutschem Asyl-
recht in eine Krisenregion zurückgeschickt 
werden, in der lebensbedrohliche Situatio-
nen entstehen können oder Menschen-
rechtsverletzungen drohen“, sagt Witt.  Die-
se Rechtslage dürfe nicht schöngeredet 
oder ausgehöhlt werden.  
 vorsitzender@caritas-paderborn.de

2017 haben wir die Wahl. 
Lasst uns zusammen zeigen, wie vielfältig NRW ist.

zusammen-NRW.de
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EROSION DER SOLIDARITÄT?

Soziale Ungleichheit kann zu 
Populismus führen
Die katholische Kirche sieht eine starke Einkommens- und Vermögens-
ungleichheit in Deutschland. Diese könne zu zunehmenden sozialen 
Spannungen und zu wachsendem Populismus führen und den Zusam-
menhalt der Gesellschaft gefährden, warnte Sozialbischof Franz-Josef 
Overbeck in Bergisch Gladbach.

D ie Mittelschicht, die über Jahrzehnte 
hinweg „Garant eines gesellschaftli-

chen Zusammenhalts“ gewesen sei, drohe 
nach unten abzusinken. Overbeck beklagte 
bei der Frühjahrsvollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz ein wachsen-
des „Auseinanderklaffen von Arm und 
Reich“. 40 Prozent des gesamten Vermögens 
liege in den Händen von nur 10 Prozent der 
Bevölkerung. Zugleich schrumpfe die Mit-
telschicht, die ihre Chancen und die ihrer 
Kinder gefährdet sehe, so der Vorsitzende 
der Sozialkommission der Bischofskonfe-
renz. „Soziale Ungleichheit kann Wohl-
stand, Demokratie und den Zusammenhalt 
unseres Gemeinwesens gefährden“, beton-
te der Bischof. Dieser Zusammenhalt 
schwinde, wenn der Eindruck vorherrsche, 
der Aufschwung komme nur bei den Rei-
chen an und es gehe nicht gerecht zu.

Zugleich wandte sich Overbeck gegen 
eine „Neiddebatte“. In Deutschland sorgten 
hart arbeitende Menschen in der gesell-
schaftlichen Mitte für einen breiten Wohl-
stand und hohen Lebensstandard. Das gel-
te es wertzuschätzen, ohne dabei jene aus 
dem Blick zu verlieren, die nicht ausrei-
chend Anteil am Wohlstand hätten.

Abstiegsängste der Mittelschicht
Die Mitte der Gesellschaft dürfe jedoch 
nicht den Eindruck haben, dass der von ihr 
steuerfinanzierte Sozialstaat seiner Aufga-
be nicht gerecht werde. Neben den ver-
meintlich oder tatsächlich zu kurz Gekom-
menen gäben auch Menschen in gefestigten 
beruflichen und sozialen Verhältnissen ih-
rem Unmut dadurch Ausdruck, dass sie 
etwa Pegida und AfD unterstützten: „Wer 
den Populisten das Wasser abgraben will, 
sollte das Thema soziale Ungleichheit ernst 
nehmen“, sagte Overbeck.

Ähnlich äußerte sich der Präsident des 
Deutschen Caritasverbandes, Peter Neher. 
Abstiegsängste der Mittelschicht könnten 

dazu führen, dass sich die Mitte „nach un-
ten“ abschotte und die Bereitschaft zur Soli-
darität mit Schwächeren sinke. Armut und 
Ausgrenzung könnten begünstigende Fak-
toren für populistische Tendenzen und dif-
fuse Ängste sein, die oft auch an Flüchtlin-
gen abgearbeitet würden.

Die ungleiche Verteilung der Vermögen 
erkläre sich auch durch große Erbschaften 
und die Spreizung der Bruttoeinkommen, 
so Neher. Er verlangte eine Anhebung des 
Spitzensteuersatzes, einen höheren Steuer-
tarif für Zinseinkünfte und eine wirksame-
re Besteuerung großer Erbschaften.

Der Mainzer Sozialethiker Gerhard 
Kruip führte aus, viele Menschen fühlten 
sich benachteiligt. Ihre Empörung führe sie 
dazu, sich dazu legitimiert zu sehen, nur 
noch an sich selbst zu denken. „So erodiert 
Solidarität“, warnte Kruip. 

KNA

„DAS HOHE ENGAGEMENT vieler Menschen, gerade auch in den Kirchengemeinden, in deren 

Umfeld sowie in den Caritasverbänden, war und ist nach wie vor beeindruckend. Die Kirche und 

ihre Caritas werden als gesellschaftliche Kraft wahrgenommen, die sich tatkräftig für die Flücht-

linge engagiert und sich gleichzeitig für faire und menschenwürdige Verfahren politisch einsetzt.“, 

so Caritaspräsident Peter Neher                    Foto: Nicole Cronauge | Bistum Essen

FL AGGE ZEIGEN GEGEN GEWALT

Caritas beklagt Anfein-
dungen gegen Mitarbeiter

Der Deutsche Caritasverband beklagt zahl-
reiche Anfeindungen gegen Mitarbeiter in 
der Flüchtlingshilfe. Betroffen seien haupt-
berufliche und ehrenamtlich tätige Kolle-
gen, sagte Präsident Peter Neher in Bergisch 
Gladbach. Vereinzelt seien Veranstaltun-
gen für Freiwillige in der Flüchtlingshilfe 
aufgrund von Beschimpfungen und Hetze 
abgesagt worden, führte der Präsident aus. 
Zudem habe es Steinwürfe und Schmiere-
reien gegen Migrationsberatungsstellen 
gegeben.

Dennoch müssten Kirche und Caritas 
weiterhin Flagge zeigen, so Neher – etwa 
indem sie „an der Seite der Schwachen ste-
hen und ‚Nein‘ sagen, wenn Menschen be-
droht, diffamiert und ausgegrenzt werden“. 
Sie widersetzten sich dem „Gift der einfa-
chen Lösung“, mit dem Populisten Lösun-
gen anböten. 

Der Fall einer im Februar in Ahaus er-
stochenen 22-jährigen  Flüchtlingshelferin 
ist laut Neher ein „völlig untypischer Einzel-
fall“ und nicht charakteristisch für die An-
feindungen. Hier habe es sich nach seinen 
Informationen um eine Beziehungsge-
schichte gehandelt. Tatverdächtig ist ein 
27-jähriger Asylbewerber aus Nigeria. 

KNA
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AfD für Christen wählbar?
Der Präsident des Deutschen Caritasver-
bandes, Peter Neher, warnte davor, po-
tenzielle Wähler der AfD pauschal „mit 
dem Stigma des Nicht-Christlichen zu 
versehen“. Zugleich müssten Kirche und 
Caritas immer an der Seite der Schwa-
chen stehen und sich dem „Gift der einfa-
chen Lösung“ der Populisten widerset-
zen.  KNA

Hilfe bei Energieschulden 
Immer mehr Menschen wenden sich an 
die Caritas in Altena-Lüdenscheid, weil 
sie ihre Strom- und Heizungsrechnun-
gen nicht mehr bezahlen können. Die 
Caritas wirbt mit der Aktion „Spenden 
Sie Wärme und Licht“ um Unterstüt-
zung. Der Kreis der Hilfesuchenden er-
strecke sich nicht nur auf Hartz-IV-Emp-
fänger, sondern auch auf Familien und 
ältere Menschen, teilte der Verband mit. 

Nach einer Bedürftigkeitsprüfung über-
nehme die Caritas einen Teil der Nach-
zahlung, sagte der Caritasvorsitzende 
Hans-Werner Wolff. Das ermögliche die 
Grundlage für eine Ratenvereinbarung 
mit dem Energieversorger. Mit der Spen-
denaktion in den Gemeinden konnten in 
den vergangenen acht Jahren rund 
86000 Euro eingenommen werden. 410 
Einzelpersonen oder Familien wurden 
mit Beträgen zwischen 40 und 600 Euro 
unterstützt. Mehr als 19000 Euro wur-
den als Darlehen gewährt und zwischen-
zeitlich zurückgezahlt. 

Brillen für Arme gefordert 
Die Vinzenz-Konferenzen und die Initia-
tive youngcaritas im Erzbistum Pader-
born fordern weiterhin die Finanzierung 
von Brillen für bedürftige Menschen un-
abhängig von deren Sehleistung. Kürz-
lich hatte der Bundestag die Kranken-
kassen dazu verpflichtet, Brillen ab einer 
Glasstärke von sechs Dioptrien bzw. bei 
einer Hornhautverkrümmung ab vier Di-
optrien zu zahlen.

„Trotz dieser Verbesserung bleibt ein 
großer Teil des Problems bestehen“, be-
tont Linda Kaiser, youngcaritas-Referen-
tin im Erzbistum Paderborn. „Armutsge-
fährdete Menschen, die unterhalb dieser 
Dioptrien-Werten liegen, müssen ihre 
Brille immer noch selbst finanzieren, ob 
sie können oder nicht.“ Auch fehle eine 
systematische Erfassung der Zahl der 
Betroffenen, hieß es. 
 www.openpetition.de/!durchblick

PETITION FÜR DIE GENER ALISTIK

Caritas wirbt erneut für Reform 
der Pflegeausbildung
Die Caritas in NRW fordert, die ins Stocken geratene Reform der Pfle-
geausbildung endlich umzusetzen. Sie unterstützt eine Petition auf 
www.change.org, die an die politischen Entscheidungsträger appelliert, 
die Reform jetzt zu beschließen.

D ie Petition unter der Überschrift „Eine 
Pflege – Kampagne“ ist an Bundesge-

sundheitsminister Hermann Gröhe (CDU) 
adressiert, der die Pflegereform auf den Weg 
gebracht hatte, die jetzt von Teilen der CDU/
CSU-Fraktion im Bundestag blockiert wird.

Durch die gemeinsame Pflegeausbil-
dung könnten Pflegende die an sie gestell-
ten Anforderungen in Zukunft besser erfül-
len, ist die Caritas in NRW überzeugt. Sie 
hält die Reform für dringend notwendig, 
damit der Beruf an Attraktivität gewinnt. 
Diese Einschätzung teilen die Pflegeschu-
len, die heute schon Alten-, Kranken- und 
Kinderkrankenpfleger unter einem Dach 
ausbilden, wie in der gerade veröffentlich-
ten Landesberichterstattung für Gesund-
heitsberufe NRW belegt wird. 

In vielen Modellprojekten wurde seit 
mehr als zehn Jahren nachgewiesen, dass 

die gemeinsame Ausbildung bei der Alten-, 
Kranken- und Kinderkrankenpflege mög-
lich ist und die Absolvent(innen) in der 
Lage sind, fachlich kompetent zu handeln.

Pflegeberuf attraktiver machen
Die Caritas hält es für außerordentlich 
wichtig, den Pflegeberuf aufzuwerten und 
attraktiver zu machen. Durch die geplante 
Reform der Ausbildung könnten Pflege-
fachkräfte zukünftig leichter zwischen den 
Arbeitsfeldern Altenpflege, Krankenpflege 
und Kinderkrankenpflege wechseln. Auch 
stünde dann allen gleichermaßen der Zu-
gang zu pflegerischen Fachweiterbildun-
gen offen. Das ist für junge Menschen be-
sonders interessant.

Die Caritas in NRW ruft dazu auf, die 
Petition zu unterstützen. 
 http://bit.ly/2mdiLCS

PETITION GEGEN KINDER ARMUT

Mehr Entschlossenheit 
gefordert

Mehr politische Entschlossenheit im 
Kampf gegen Kinderarmut hat der Diöze-
san-Caritasverband für das Erzbistum Köln 
gefordert. Die Caritas unterstützt den Auf-
ruf eines breiten Bündnisses aus Sozial- 
und Wohlfahrtsverbänden zur Unterzeich-
nung der Petition „Keine Ausreden mehr! 
Armut von Kindern und Jugendlichen end-
lich bekämpfen! #stopkinderarmut.“ 

Rund drei Millionen Kinder und Ju-
gendliche in Deutschland sind von Armut 
und sozialer Ausgrenzung betroffen. „Die 
Hartz-IV-Sätze für Kinder sind zu gering. Sie 
basieren auf ungenauen Berechnungen 
und willkürlichen Abschlägen“, kritisierte 
der Kölner Diözesan-Caritasdirektor Dr. 
Frank Joh. Hensel. Er forderte, arme Famili-
en mindestens in gleicher Weise zu fördern, 
wie Familien mit höheren Einkommen ent-
lastet werden. Wer Kinderarmut bekämp-
fen wolle, müsse vor allem Alleinerziehen-
de unterstützen. „Nötig sind flexiblere 
Betreuungsangebote. Damit helfen wir Al-
leinerziehenden, dauerhaft einen Weg her-
aus aus Armut und zurück in unsere Gesell-
schaft zu finden“, so Hensel. 
  http://bit.ly/2g4SViG
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Einladung
zur politischen Kaffeetafel

Sonntag, 2. April 2017, 12 bis 15 Uhr 
Haus Müngsten, Müngstener Brückenweg 71 
42659 Solingen

Über die Wupper gehen? 
Caritas zur Landtagswahl
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Haus Müngsten, Müngstener Brückenweg 71, 42659 Solingen

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln:
Mit der S-Bahn S7 (verkehrt zwischen Düsseldorf Hbf. und Wuppertal Hbf.) bis zur Halte-
stelle „Remscheid-Güldenwerth Bf.“ fahren. Dort zum nahe gelegenen Bussteig D laufen 
und in die Buslinie 658 (in Richtung Müngsten Brückenpark) steigen. Nach ca. 12-minütiger 
Fahrt an der Endhaltestelle aussteigen und zu Fuß über den „Müngstener Brückenweg“ (ca. 
5 Minuten) bis zum Haus Müngsten laufen.

Mit dem Auto:
Aus Richtung Düsseldorf über die A 46 (in Richtung Wuppertal/Oberhausen) bis zum Auto-
bahnkreuz „Kreuz Hilden“ fahren, von dort dann auf die A 3 (in Richtung Frankfurt am Main) 
wechseln. An der Ausfahrt „Solingen“ auf die B 229 (in Richtung Solingen/Langenfeld-Zent-
rum) fahren und dieser bis zum „Müngstener Brückenweg“ folgen (Kreuzung vor der Brücke 
über die Wupper).

Aus Richtung Norden kann neben der A 46 auch die A 535 genutzt werden. Beim Auto-
bahnkreuz „Sonnborner Kreuz“ in Richtung Remscheid/Wuppertal-Cronenberg weiterfahren 
und auf die Landstraße 74 wechseln. Anschließend rechts in die B 229 und dann links in 
den Müngstener Brückenweg abbiegen.

© Google

CARITAS ZUR L ANDTAGSWAHL

Über die Wupper gehen?
Hört man auf Populisten, dann steht dieses Land kurz vor dem Ab-
grund, ist kurz davor, „über die Wupper zu gehen“. Das Wortspiel mit 
dieser Redewendung nutzt die Caritas zur Einladung für eine Wahl- 
Veranstaltung zur Landtagswahl. 

D ie Redewendung „Über die Wupper 
gehen“ wird als heimische Analogie zu 

„über den Jordan gehen“ (= sterben) gedeu-
tet. Das mag damit zu tun haben, dass im 
19. Jahrhundert auf einer Insel in der Wup-
per, die die Städte Elberfeld und Barmen 

trennte, ein Gericht stand; am Ufer stand ein  
Gefängnis mit Hinrichtungsplatz. Wer zu ei-
ner Gefängnisstrafe oder gar zum Tode ver-
urteilt wurde, „ging über die Wupper“. Auch 
der wirtschaftliche Bankrott wurde auf der 
„Gerichtsinsel“ verhandelt.

Eine andere Herleitung hat mit Fahnen-
flucht zu tun: Lange war die Wupper Grenz-
fluss zwischen dem Herzogtum Berg und 
der Grafschaft Mark, die an Preußen gefal-
len war. Der preußische Soldatenkönig 
Friedrich Wilhelm I. schickte seine Zwangs-
rekrutierer auch in diese Provinz. Um dem 
Zwangsdienst im preußischen Heer zu ent-
kommen, gingen die jungen Männer ins 
nahe Exil, sie „gingen über die Wupper“. 
Diese Abwanderung hatte übrigens bemer-
kenswerte Folgen beiderseits des Flusses. 
Während im bergischen Barmen durch den 
Zuwachs an leistungsfähigen Arbeitskräf-
ten die Industrie spürbar prosperierte, folg-
te im märkischen Schwelm ein wirtschaftli-
cher Niedergang. Die Analogie zur aktuellen 
Flüchtlingssituation ist unübersehbar.

Im Wahljahr 2017 tritt die Caritas in 
NRW ein für Solidarität und Mitmensch-
lichkeit. Die Caritas will Brücken bauen für 
ein starkes und lebensfreundliches Land. 
Die Caritas tritt für ein soziales NRW ein!

Bei einer „politischen Kaffeetafel“ disku-
tieren Caritas-Vertreter am 2. April mit Lan-
despolitikern und Kandidatinnen und Kan-
didaten für den Landtag. 

 www.caritas-nrw.de/Veranstaltungen


